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SdiriitUdier Bericht 

des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die freiwillige Kastration und andere Behandlungs- 
methoden 

— Drucksache V/3702 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bardens 


V orbemerkungen 

Der Bundestag hat den Entwurf in seiner 210. Sit- 
zung am 22. Januar 1969 in erster Lesung behandelt 
und an den (federführenden) Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform sowie an den (mitberatenden) 
Ausschuß für Gesundheitswesen überwiesen. 

Wie sich bereits aus der vorgeschlagenen Ge- 
setzesbezeichnung ergibt, betrifft der Entwurf nur 
die freiwillige Kastration und andere gegen die 
Auswirkungen eines abnormen Geschlechtstriebes 
gerichtete freiwillige ärztliche Behandlungen. Eine 
Zwangskastration gestattet er nicht. Die Zuläs- 
sigkeit dieser freiwilligen Maßnahmen ist u, a. 
davon abhängig, daß sie entweder zu Heilzwecken 
(vgl. § 2 E = § 2 Abs. 1 AF) *) oder als ärztliche 
Hilfe zur Verhütung bestimmter rechtswidriger 
Taten (vgl. § 3 E = § 2 Abs. 2 AF) *) durchgeführt 
werden. 

Angesichts der Bedeutung dieser Eingriffe und 
Behandlungen für den durch sie Betroffenen erschien 
es dem Sonderausschuß geboten, Sachverständige zu 
den einschlägigen medizinischen Problemen zu 
hören. Ferner wurde den Vertretern der Bundes- 
ärztekammer und des Verbandes der Ärzte Deutsch- 
lands (Hartmann-Bund) Gelegenheit gegeben, ihre 
Gegenvorstellungen zu dem Entwurf zu äußern. 
Diese richten sich dagegen, daß die Zulässigkeit 
der freiwilligen Kastration zu Heilzwecken (§ 2 E = 
§ 2 Abs. 1 AF) überhaupt gesetzlich geregelt werden 
soll. Nach ihrer Ansicht würde damit erstmals ein 
ausschließlich zu Heilzwecken vorzunehmender ärzt- 
licher Eingriff „reglementiert". Wie bei anderen, 

*) AF = die vom Sonderausschuß vorgeschlagene Fas- 
sung 


mindestens ebenso schwerwiegenden medizinischen 
Eingriffen zum Zwecke der Heilbehandlung müsse 
die verantwortliche Entscheidung für die Durchfüh- 
rung eines solchen Eingriffs letztlich dem ausführen- 
den Arzt überlassen bleiben. Aus diesem Grunde 
lehnen beide Verbände auch die obligatorische Ein- 
schaltung der Gutachterstelle in den Fällen des § 2 E 
ab. Schließlich wird noch eingewandt, daß es für den 
unter § 2 E fallenden Kastrationswilligen unter Um- 
ständen diskreditierend sein könne, wenn die sach- 
lichen und formellen Voraussetzungen in demselben 
Gesetz geregelt werden, das auch die Vorschriften 
über die freiwillige Kastration zur Verhütung rechts- 
widriger Taten zum Inhalt habe. 

Der mitberatende Gesundheitsausschuß des Bun- 
destages hat in seiner Stellungnahme empfohlen, 
mit Rücksicht auf diese Kritik der ärztlichen Berufs- 
organisationen die §§ 2 und 3 E zu einer Vorschrift 
mit der gemeinsamen Überschrift „Voraussetzungen 
der Kastration" zusammenzufassen. Für die Ver- 
schmelzung dieser beiden Entwurfsbestimmungen 
hatte sich bereits vorher ein Teil der vom Sonder- 
ausschuß gehörten Sachverständigen ausgesprochen. 
Der Sonderausschuß hält eine solche Regelung für 
sachgemäß. Die in § 2 Nr. 2 und § 3 Nr. 2 E voraus- 
gesetzten Indikationen decken sich in einem solchen 
Maße, daß schon deshalb von einer Aufteilung auf 
zwei Paragraphen abgesehen werden konnte. Ihre 
Vereinigung hat den weiteren Vorteil, daß damit 
klarer als im Entwurf die für beide Fallgruppen 
gemeinsame Komponente der ärztlichen Hilfe zum 
Ausdruck kommt. 

Nicht gerechtfertigt wäre nach Ansicht des Sonder- 
ausschusses aber der von der Bundesärztekammer 
und vom Verband der Ärzte Deutschlands (Hart- 
mann-Bund) geforderte Verzicht auf jegliche gesetz- 
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liehe Regelung im Sinne des § 2 E. Da sich die Indi- 
kationsfälle des § 3 E im wesentlichen über das in 
§ 2 E enthaltene Merkmal des „Leidens" unter die- 
sen § 2 E subsumieren lassen, würde eine ersatz- 
lose Streichung dieser Vorschrift' bedeuten, daß auch 
in diesen Fällen die freiwillige Kastration nicht 
mehr von den im Entwurf vorgesehenen Voraus- 
setzungen abhängig wäre. Damit wäre das Gesetz 
aber nahezu völlig gegenstandslos. Vor allem wäre 
dann nicht die Beachtung des im Entwurf für die 
Kastration vorgeschlagenen Mindestalters von 
25 Jahren und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
sowie die Lösung des Einwilligungsproblems bei 
beschränkt Einsichtsfähigen, Einsichtsunfähigen und 
Minderjährigen gesichert. Ferner wäre mit dem Ver- 
zicht auf eine gesetzliche Regelung der Nachteil ver- 
bunden, daß die betreffenden Patienten vor dem 
Eingriff möglicherweise nicht über alle für ihre Ein- 
willigung wesentlichen Umstände aufgeklärt wür- 
den. Wegen der Bedeutung der Kastration muß auf 
eine umfassende Aufklärung aber besonderer Wert 
gelegt werden. Aus diesem Grunde hat der Sonder- 
ausschuß die bei der Aufklärung zu berücksichtigen- 
den Gesichtspunkte noch mehr präzisiert, als dies 
bereits im Entwurf geschehen war. Schließlich wird 
den Ärzten durch die vorgeschlagene gesetzliche 
Regelung eine gegenüber dem bisherigen Rechtszu- 
stand klarere Rechtsgrundlage zur Verfügung ge- 
stellt und damit ein bei nicht wenigen von ihnen 
vorhandenes Bedenken beseitigt. 

Auf die vom Gesundheitsausschuß des Bundestages 
empfohlenen sonstigen Änderungen des Entwurfs 
wird bei den nachfolgenden Darlegungen zu den 
einzelnen Bestimmungen eingegangen werden. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Abweichend vom Entwurf empfiehlt der Sonder- 
ausschuß eine Begrenzung der Begriffsbestimmung 
der Kastration auf den Fall der Entfernung oder 
dauernden Funktionsunfähigmachung der Keimdrü- 
sen eines Mannes. Die in § 1 E enthaltene Definition 
umfaßte ihrem Wortlaut nach auch den entsprechen- 
den Fall bei einer Frau. Nach den insoweit überein- 
stimmenden gutachtlichen Äußerungen der vom Son- 
derausschuß gehörten Sachverständigen wäre die 
Entfernung oder Ausschaltung der „Keimdrüsen" 
einer Frau zur Aufhebung oder Minderung der 
Dynamik ihres Geschlechtstriebes ungeeignet und 
geradezu verfehlt, da die von den Ovarien produ- 
zierten Hormone keine steigernde, sondern allenfalls 
eine neutralisierende Wirkung auf die Libido der 
Frau haben. 

Nach der Ansicht des Sonderausschusses kann aus 
den Vorschriften des Entwurfs nicht gefolgert wer- 
den, daß jede durch die besondere Begriffsbestim- 
mung des § 1 nicht erfaßte Kastration strafbar ist. 
Vielmehr hängt dies nach geltendem Recht (§ 226 a 
StGB) von der Entscheidung ab, ob der Eingriff im 
konkreten Fall trotz der Einwilligung des Betrof- 
fenen gegen die guten Sitten verstößt. 


Zu §§ 2, 3 E = § 2 Abs. 1 und Abs. 2 AF 

Hinsichtlich der Gründe, die den Sonderausschuß 
veranlassen, die Verschmelzung der §§ 2 und 3 E 
zu einem Paragraphen mit zwei Absätzen vorzu- 
schlagen, wird auf die Vorbemerkungen verwiesen. 
Die Zusammenfassung der beiden Entwurfsbestim- 
mungen ermöglicht es, für den gemeinsamen Para- 
graphen die vom Gesundheitsausschuß empfohlene, 
gegenüber dem Entwurfsvorschlag neutralere Über- 
schriftsbezeichnung zu wählen. 

Gleich dem Gesundheitsausschuß erscheint es dem 
Sonderausschuß sachgemäß, die in § 2 Nr. 2 E ver- 
wendete Formulierung „nach den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der Heilkunde" durch die Worte „nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft" 
zu ersetzen. Der Ausdruck „Heilkunde" ist in die- 
sem Zusammenhang weniger geeignet, da er in vie- 
len gesundheitsrechtlichen Bestimmungen in einem 
weiteren Sinne verwendet wird, der nicht nur die 
Tätigkeit des Arztes, sondern z. B. auch die der Heil- 
praktiker und medizinisch-technischen Assistentin- 
nen umfaßt, es sich hier aber um eine spezifisch 
medizinisch-wissenschaftliche Behandlung handelt. 
Stellt man daher auf den Gesichtspunkt der „medi- 
zinischen Wissenschaft" ab, so bedarf es nicht mehr 
der Erwähnung der „Erfahrungen", weil sie Bestand- 
teil der „Erkenntnisse der medizinischen Wissen- 
schaft" sind. Im Ausschuß für Gesundheitswesen ist 
die Frage erörtert worden, ob diese Fassung even- 
tuell nicht insofern zu eng sei, als u. U. auch psycho- 
logische Erkenntnisse berücksichtigt werden müßten. 
Nach Ansicht beider Ausschüsse liegt jedoch die 
Entscheidung über die Indikation, die sich auf einen 
körperlichen Zustand gründet, immer im Bereich der 
medizinischen Wissenschaft in ihrer Gesamtheit, die 
auch psychologische Erkenntnisse einschließt. 

Eine weitere Änderung der Nr. 2 betrifft die Ein- 
fügung des Wortes „schwerwiegende" vor dem 
Merkmal „Krankheiten". Durch diesen Zusatz soll 
deutlicher zum Ausdruck gebracht werden, daß nur 
schwerwiegende Krankheiten, seelische Störungen 
und Leiden gemeint sind. Von einer solchen Begren- 
zung wird auch in der amtlichen Begründung zu 
§ 2 Nr. 2 E ausgegangen. Jedoch findet sie im Ent- 
wurfswortlaut keine Entsprechung. Deshalb hatte 
bereits der Bundesrat in seiner Stellungnahme eine 
ähnliche Einschränkung im Gesetzestext vorgeschla- 
gen. 

Vom Bundesrat ist weiter empfohlen worden, die 
Worte „zu verhüten, zu heilen oder zu lindern," 
durch die Formulierung „zu heilen oder zu lindern 
oder diese, soweit sie unmittelbar drohen, zu ver- 
hüten,". Er befürchtet, daß die Entwurfsfassung An- 
laß zu der Auslegung geben könnte, die Kastration 
sei schon zu einem Zeitpunkt zulässig, wo eine Un- 
zuträglichkeit noch nicht vorliegt. Der Sonderaus- 
schuß neigte anfangs zur völligen Streichung des 
Verhütensmerkmales. Aufgrund der Stellungnahme 
des Gesundheitsausschusses schlägt er nunmehr je- 
dodi die Beibehaltung dieses Begriffs, und zwar 
ohne den vom Bundesrat empfohlenen Zusatz vor. 
Dabei geht er davon aus, daß in den betreffenden 
Fällen zumindest solche Erscheinungen vorliegen 
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müssen, die sich regelmäßig zu schwerwiegenden 
Krankheiten, seelischen Störungen oder Leiden ent- 
wickeln. 

§ 2 Nr. 3 E macht die Zulässigkeit der Kastration 
von der Vollendung des 25. Lebensjahres abhängig. 
In der Amtlichen Begründung heißt es hierzu u. a., 
bei jüngeren Personen sei nie ganz die Möglichkeit 
auszuschließen, daß eine Nachreifung oder eine 
durchgreifende Veränderung der Lebensumstände 
noch während der ersten Hälfte des dritten Lebens- 
jahrzehnts zu einer günstigen Entwicklung führt. 
Deshalb sollte die irreversible Maßnahme der 
Kastration bei solchen jüngeren Personen ausge- 
schlossen sein. Demgegenüber ist von einem Teil 
der Sachverständigen, aber auch von anderer Seite, 
eingewandt worden, bei dieser Begründung würden 
die — wenn auch seltenen — Fälle übersehen, in 
denen schon vor der Vollendung des 25. Lebens- 
jahres eine Nachreifung eindeutig ausgeschlossen 
sei. Ferner ist in diesem Zusammenhang von einem 
Wissenschaftler erklärt worden, daß man in solchen 
Fällen nicht ohne weiteres auf den Ausweg der 
medikamentösen Behandlung verweisen könne; 
denn wegen der mit ihr möglicherweise verbunde- 
nen „erheblichen Nebenwirkungen" sei die Ent- 
scheidung über ihre Anwendung bei jungen Men- 
schen noch kritischer als bei erwachsenen. Trotz 
dieser Einwendungen empfiehlt der Sonderausschuß, 
für die Kastration im Grundsatz an der Mindest- 
altersgrenze von 25 Jahren festzuhalten. Da eine 
genaue Abgrenzung der behaupteten Ausnahmefälle 
nicht möglich ist, würde die Durchbrechung der Limi- 
tierung praktisch zu deren weitgehenden Aufhe- 
bung führen. Ein solches Ergebnis erscheint jedoch 
im Hinblick auf die weit überwiegende Zahl der- 
jenigen Fälle, in denen eine Nachreifung nicht ver- 
neint werden kann, untragbar, zumal die Kastration 
und die medikamentöse Behandlung nicht die ein- 
zigen Auswege wäre. So können z. B. die Heimein- 
weisung aufgrund der Unterbringungsgesetze der 
Länder oder die Maßregel der Unterbringung in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt und nach dem Inkraft- 
treten des 2. Strafrechtsreformgesetzes die Unter- 
bringung in einer sozialtherapeutischen Anstalt in 
Betracht kommen. Selbst wenn es gelingen würde, 
die Ausnahmefälle so eindeutig zu umschreiben, 
daß die Gefahr einer Ausdehnung auf andere Fälle 
nicht besteht, käme der Ausnahmeregelung nur eine 
ganz geringe Bedeutung zu. Denn in den Ausnahme- 
fällen wird es sich in aller Regel um Personen han- 
deln, die unfähig sind, die unmittelbaren Folgen der 
Kastration zu verstehen. Gemäß dem vom Sonder- 
ausschuß beschlossenen § 4 Abs. 4 Satz 2 ist dann die 
Kastration aber schon vor der Vollendung des 25. Le- 
bensjahres zulässig. Somit würde die Ausnahmere- 
gelung lediglich auf die außergewöhnlich seltenen 
Fälle Anwendung finden, in denen eine spätere 
Nachreifung des Betroffenen z. B. wegen Debilität 
zwar eindeutig zu verneinen ist, er aber trotzdem zu- 
mindest versteht, welche unmittelbaren Folgen eine 
Kastration hat. 

Hinsichtlich der Gründe für die Übernahme des 
§ 3 E als Absatz 2 in den § 2 wird auf die Vorbemer- 
kungen Bezug genommen. 


Die von der Entwurfsfassung abweichende Formu- 
lierung „Kastration durch einen Arzt" dient der 
Anpassung an den entsprechenden Wortlaut in dem 
vom Ausschuß beschlossenen Absatz 1. Auf die in 
§ 3 E verwendeten Worte „bei einem Mann" ist ver- 
zichtet, weil diese Beschränkung der Zulässigkeit der 
Kastration schon in der neuen Begriffsbestimmung 
dieser Maßnahme (§ 1) enthalten ist. 

Der vom Sonderausschuß empfohlene Straftaten- 
katalog entspricht, abgesehen von einer Ausnahme, 
dem im Entwurf vorgeschlagenen. Diese Ausnahme 
betrifft den § 175 a StGB. Da dieser durch das 
1. Strafrechtsreformgesetz mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1969 aufgehoben sein wird, das Kastrations- 
gesetz aber erst nach diesem Zeitpunkt in Kraft 
tritt (vgl. § 12), ist anstelle des § 175 a die ihn er- 
setzende neue Vorschrift in den Katalog zu über- 
nehmen. Dabei werden jedoch die Fälle der Aus- 
nutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses sowie 
der Gewerbsmäßigkeit (§ 175 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
StGB [1. StrRG]) von der Aufnahme in den Katalog 
ausgeschlossen. Ein großer Teil der zur ersten dieser 
beiden Gruppen gehörenden Fälle wird bereits durch 
die Nennung des § 175 Abs. 1 Nr. 1 StGB (1. StrRG) 
erfaßt, nämlich insoweit, als derjenige, mit dem er 
Unzucht treibt oder von dem er sich zur Unzucht 
mißbrauchen läßt, noch nicht 21 Jahre alt ist. In den 
Fällen, in denen der „Betroffene" dazu neigt, eine 
solche Abhängigkeit zur Unzucht mit einem voll- 
jährigen Mann zu mißbrauchen, bedarf es der Mög- 
lichkeit einer freiwilligen Kastration nicht. Vielmehr 
kann hier in der Form geholfen werden, daß sich der 
Betroffene in einem Lebensbereich betätigt, in dem 
er keine Untergebenen hat. Der Fall der Gewerbs- 
mäßigkeit (§ 175 Abs. 1 Nr. 3 StGB [1. StrRG]) wird 
in dem vom Ausschuß vorgeschlagenen Katalog 
nicht erwähnt, weil nach den Ergebnissen der krimi- 
nologischen Forschung die Tätigkeit der „Strich- 
jungen" in der Regel nicht auf einen gesteigerten 
Geschlechtstrieb, sondern auf gewinnsüchtige Mo- 
tive zurückzuführen ist. Die bisherigen Fälle des 
§ 175 a Nr. 1 StGB sind durch den im Katalog mit 
aufgeführten § 176 StGB berücksichtigt, der nach 
dem Inkrafttreten des 1. StrRG auch diese Fälle um- 
faßt. Während durch die Nichterwähnung der Fälle 
des § 175 Abs. 1 Nr. 2 und 3 StGB (1. StrRG) eine 
Einschränkung der Möglichkeit der freiwilligen Ka- 
stration gegenüber der Entwurfsregelung eintritt, 
bedeutet die Aufnahme des § 175 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
(1. StrRG) eine gewisse Ausdehnung im Verhältnis 
zur Entwurfsfassung. Denn der ihm entsprechende 
§ 175 a Nr. 3 StGB ist auf die Verführungsfälle be- 
grenzt, während die neue Vorschrift dieses ein- 
schränkende Erfordernis nicht mehr enthält. Die sich 
insoweit ergebende Erweiterung des Anwendungs- 
bereichs der freiwilligen Kastration ist jedoch nicht 
nur tragbar, sondern auch sachdienlich. Einmal ließe 
sich im Rahmen der Indikation schwerlich feststellen, 
daß bei dem Betroffenen zu erwarten ist, daß er in 
Zukunft Minderjährige gerade durch das Mittel der 
Verführung zur gleichgeschlechtlichen Handlung mit 
ihm veranlassen wird. Sodann wäre auch nicht ein- 
zusehen, daß die Möglichkeit der freiwilligen Ka- 
stration nur in solchen Fällen eröffnet werden sollte. 
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Sehr eingehend behandelte der Sonderausschuß 
die Frage, ob in dem Katalog auch § 183 StGB ge- 
nannt werden sollte, wie dies im Entwurf vorge- 
schlagen wird. Dabei ergaben sich jedoch keine an- 
deren Gesichtspunkte, wie sie schon in der Entwurfs- 
begründung dargelegt sind. Der Ausschuß empfiehlt 
deshalb, § 183 StGB nicht aus dem Katalog zu strei- 
chen. 

Die Ersetzung der Worte „nach den Erkenntnissen 
und Erfahrungen der Heilkunde" durch die Formu- 
lierung „nach den Erkenntnissen der medizinischen 
Wissenschaft" beruht auf den gleichen Gründen, 
die zu der entsprechenden Änderung in Absatz 1 
Anlaß gaben. 


Zu § 4 

In den Vorbemerkungen wurde bereits erwähnt, 
daß wegen der Bedeutung der Kastration für den 
durch sie Betroffenen auf eine umfassende Aufklä- 
rung besonderen Wert zu legen ist. Der Bundesrat 
hat deshalb in seiner Stellungnahme zum Entwurf 
vorgeschlagen, in § 4 Abs. 1 nach dem Begriff 
„Grund," das Wort „Art," einzufügen. Zur Erläute- 
rung ist von ihm erklärt worden, daß es für die Ein- 
willigung auch bedeutsam sei, daß der Einwilligende 
vor seiner Entscheidung die Behandlungsart der 
Kastration kennt. Die Pflicht, den Einwilligenden 
auch hierüber aufzuklären, sei nach der Entwurfs- 
fassung nicht eindeutig sichergestellt. Aufgrund die- 
ser Stellungnahme hat der Sonderausschuß geprüft, 
ob die nach § 4 Abs. 1 E bei der Aufklärung zu beach- 
tenden Gesichtspunkte noch nicht vollständig sind, 
und in diesem Zusammenhang u. a. erörtert, ob sich 
die Aufklärung auch auf die Erfolgsaussichten zu er- 
strecken habe. Dabei vertrat die Mehrheit die Auf- 
fassung, daß es einer solchen Ergänzung der Aufklä- 
rungsbestimmung nicht bedürfe. Andererseits war 
der Ausschuß einstimmig der Auffassung, daß in 
dem Entwurfswortlaut nicht deutlich genug zum 
Ausdruck kommt, daß der Betroffene auch über 
andere als die Kastration in Betracht kommende 
Behandlungsmöglichkeiten zu informieren ist. Aus 
diesem Grunde empfiehlt er eine entsprechende 
Erweiterung der Aufklärungsvorschrift. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 
Entwurf vorgeschlagen, zur Klarstellung in § 4 
Abs. 2 E vor den Worten „behördliche Anordnung" 
die Worte „gerichtliche oder" einzufügen. Da die 
Verwahrung in einer Anstalt gemäß Artikel 104 GG 
stets von einer richterlichen Anordnung abhängig 
ist, erscheint es dem Sonderausschuß richtiger, von 
einer solchen Ergänzung abzusehen und dafür den 
Ausdruck „behördliche" durch das Wort „richter- 
liche" zu ersetzen. 

Die Verwendung des Wortes „Kastration" anstelle 
der Fassung „Behandlung nach den §§ 2 und 3" in 
der Eingangsformel des Absatzes 3 bedeutet keine 
sachliche Änderung, sondern hat seinen Grund ein- 
mal in dem Wegfall des § 3 E. Sodann ist die neue 
Fassung aber auch deutlicher. 

Die Ersetzung des Ausdrucks „belehrt" in § 4 
Abs. 3 Nr. 1 durch „aufgeklärt" dient der Erzielung 


eines einheitlichen Sprachgebrauchs und damit eben- 
falls der Klarstellung. 

Vom Bundesrat ist die Einfügung des Zusatzes 
Absatz 1 gilt entsprechend" am Ende von § 4 
Abs. 3 Nr. 2 E für notwendig erachtet worden, durch 
den sichergestellt werden soll, daß auch der Vor- 
mund oder Pfleger vor der Erteilung der Einwilli- 
gung im Sinne des Absatzes 1 aufgeklärt wird. Der 
Sonderausschuß ist ebenfalls der Auffassung, daß es 
einer entsprechenden Ergänzung bedarf. Nach seiner 
Ansicht bringt jedoch der Nebensatz „, nachdem er 
im Sinne von Absatz 1 aufgeklärt worden ist" das 
Gemeinte besser zum Ausdruck. Er schlägt deshalb 
diese Fassung vor. 

Sehr unterschiedlich waren im Sonderausschuß die 
Ansichten zu der Frage, ob an § 4 Abs. 4 E festge- 
halten werden sollte. Ein Teil der gehörten Sach- 
verständigen erklärte, daß sie sich keinen wirklich 
praktischen Fall vorstellen könnten, in dem es einer 
gegen die Auswirkungen eines abnormen Ge- 
schlechtstriebes gerichteten Behandlung bedürfe, um 
eine lebensbedrohende *) Krankheit des Betroffenen 
zu verhüten, zu heilen oder zu lindern. Ein weiterer 
Sachverständiger hielt einen solchen Fall zwar für 
möglich, jedoch sei er höchst selten. Zudem könne 
man sich dann mit einer medikamentösen Behand- 
lung begnügen. Von einigen Ausschußmitgliedern 
wurde die Auffassung vertreten, sofern ein solcher 
Fall wirklich einmal vorliege, sei nicht das Kastra- 
tionsgesetz anwendbar, da es sich dann um eine 
medizinische Indikation nach allgemeinen Grund- 
sätzen handeln werde. Ferner wurde gegen § 4 
Abs. 4 E vorgebracht, daß der Fall einer lebensbe- 
drohenden Krankheit unter dem Gesichtspunkt des 
übergesetzlichen Notstandes zu lösen sei. In der 
Schluß ab Stimmung beschloß der Ausschuß jedoch — 
bei einer Enthaltung — , an der Vorschrift festzu- 
halten. Allerdings beschränkte er sie auf die Fälle 
der lebensbedrohenden Krankheiten, um den Aus- 
nahmecharakter der Bestimmung noch deutlicher zu 
machen, ferner aber auch, weil das Merkmal „qual- 
voll" zu wenig objektivierbar wäre. In dem Fall der 
Verhütung, Heilung oder Linderung einer lebens- 
bedrohenden Krankheit soll nach der Auffassung des 
Sonderausschusses die Zulässigkeit der (freiwilligen) 
Kastration nicht an die Vollendung des 25. Lebens- 
jahres gebunden sein. Deshalb schlägt er vor, in 
Absatz 4 folgenden Satz 2 einzufügen:' „§ 2 Abs. 1 
Nr. 3 ist nicht anzuwenden". Durch die Anknüpfung 
in diesem Zusatz an § 2 wird klargestellt, daß es sich 
um einen Fall des § 2 Abs. 1 handeln muß. 

Die Ersetzung der Worte „Behandlung nach § 2" 
durch „Kastration durch einen Arzt" deckt sich mit 
dem entsprechenden Wortlaut in der Eingangsformel 
des § 2 Abs. 1 und 2 AF. Die Gründe, die zu der 
Verwendung der Formulierung „nach den Erkennt- 
nissen der medizinischen Wissenschaft" in § 2 Anlaß 
gaben, machen sie auch hier erforderlich. 


*) Nur noch eine solche Krankheit soll nach dem Vor- 
schlag des Sonderausschusses bei § 4 Abs. 4 aus- 
reichen. 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadle V/4235 


Zu § 5 

Zwei der vom Sonderausschuß gehörten Sachver- 
ständigen haben eine gesetzliche Regelung im Sinne 
von § 5 E für entbehrlich gehalten. Dieser Stand- 
punkt ist einmal damit begründet worden, daß die 
in § 5 E beschriebene therapeutische Behandlung 
ebensowenig einer gesetzlichen Regelung bedürfe 
wie irgendeine andere. Sodann haben die betreffen- 
den Sachverständigen darauf hingewiesen, daß man 
erst am Anfang der Erfahrungen mit den gegen die 
Auswirkungen eines abnormen Geschlecht'striebs 
gerichteten medikamentösen Behandlungen stehe 
und diese deshalb noch nicht gesetzlich verankern 
sollte, zumal hierdurch, vor allem durch die vorge- 
schriebene Einschaltung der Gutachterstelle, nur die 
therapeutische Aktivität der betreffenden Arzte be- 
einträchtigt werde. Demgegenüber haben sich die 
beiden anderen Sachverständigen für die im Entwurf 
vorgesehene gesetzliche Regelung ausgesprochen. 
Ihrer Stellungnahme ist um so größeres Gewicht bei- 
zumessen, als sie bereits über ein umfangreiches 
Erfahrungswissen auf diesem besonderen Gebiet der 
medikamentösen Behandlung verfügen. Der Sonder- 
ausschuß empfiehlt deshalb, an der gesetzlichen 
Regelung festzuhalten. Die behauptete Einengung 
der ärztlichen Aktivität in diesem Bereich ist nach 
seiner Ansicht nicht zu befürchten, da § 5 nur ein- 
greift, wenn mit der Möglichkeit einer dauernden, 
die Funktionsfähigkeit aufhebenden Schädigung der 
Keimdrüsen gerechnet werden muß, diese Gefahr 
aber lediglich dann eintritt, wenn die Behandlung 
entsprechend lange durchgeführt und zudem eine 
erhebliche Dosis verwendet wird. Eine vorüber- 
gehende Behandlung wird in aller Regel nicht unter 
§ 5 fallen, weil bei ihr ein solches Risiko nicht zu 
substantiieren sein wird. Unter diesen Umständen 
bedeutet es keine unangemessene Beschränkung des 
ärztlichen Ermessens, wenn in den Fällen, in denen 
wegen der Dauer und Intensität der Behandlung mit 
der Möglichkeit der dauernden Funktionsunfähigkeit 
der Keimdrüsen gerechnet werden muß, die Zulässig- 
keit einer solchen Behandlung an das Vorliegen der 
Indikationen nach § 2 Abs. 1 und 2 AF sowie an die 
Einschaltung der Gutachterstelle in den besonderen 
Fällen des § 6 Abs. 2 AF gebunden ist. 

In Anlehnung an die Gesetzesbezeichnung emp- 
fiehlt der Sonderausschuß für die Überschrift des 
§ 5 die Formulierung „Andere Behandlungsmetho- 
den\ 

Der Verzicht auf die Aufzählung des § 3 in Abs. 1 
ist durch die Verschmelzung der §§ 2 und 3 E zu 
einem Paragraphen bedingt. 

Da nach der vom Sonderausschuß vorgeschlagenen 
Definition (vgl. § 1) die Kastration — in den von 
dem Kastrationsgesetz geregelten Fällen — abwei- 
chend von der im Entwurf vorgesehen gewesenen 
Regelung nur bei Männern zugelassen werden soll, 
die „anderen Behandlungsmethoden" aber auch bei 
einer Frau sinnvoll sein können, weil durch sie auf 
die für den Geschlechtstrieb der Frau wesentliche 
Hormonproduktion der Nebennierenrinde einge- 
wiirkt werden kann, bedarf es der Klarstellung, daß 
eine solche andere Behandlung auch bei einer Frau 
zulässig ist. Aus diesem Grunde wird in Absatz 1 


Satz 1 nach dem Wort „Behandlung" der Zusatz 
„eines Mannes oder einer Frau" eingefügt. 

Wegen der Bedeutung der Nichtbindung an eine 
bestimmte Altersgrenze in den Fällen des § 5 er- 
scheint es dem Sonderausschuß sachdienlich, diese 
Ausnahmevorschrift klarer zu formulieren, als dies 
im Entwurf durch die Erklärung des Ausschlusses 
der Anwendbarkeit von § 2 Nr. 3 und § 3 Nr. 3 E 
geschieht. Er empfiehlt deshalb die Verwendung 
eines Klartextes. 

Hinsichtlich der Gründe für die Ersetzung der Ent- 
wurf sformulierung „nach den Erkenntnissen und Er- 
fahrungen der Heilkunde" durch die Worte „nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft" 
wird auf die entsprechenden Bemerkungen zu § 2 
AF verwiesen. 

Vom Bundesrat ist die Prüfung angeregt worden, 
ob in den Fällen des § 5 Abs. 2, in denen keine 
eigene Einwilligung des Betroffenen gefordert wird, 
die Behandlung wegen des mit ihr verbundenen 
Risikos nur bei „schwerwiegenden" Krankheiten zu- 
gelassen werden sollte. Obwohl eine solche Be- 
schränkung schon in dem Entwurfstext des § 5 Abs. 2 
in Verbindung mit der vom Sonderaussdiuß für § 2 
Abs. 1 Nr. 2 beschlossenen Fassung enthalten ist, 
erachtet der Sonderausschuß es für zweckmäßig, zur 
Verdeutlichung auch in § 5 Abs. 2 vor dem Wort 
„Krankheit" den Ausdruck „schwerwiegende" einzu- 
fügen. Eine noch stärkere Einschränkung in der Form 
einer Angleichung an den Wortlaut des § 4 Abs. 4 
Satz 1 AF, wo darauf abgestellt ist, daß eine „lebens- 
bedrohende" Krankheit verhütet, geheilt oder ge- 
lindert werden soll, ist nach Ansicht des Sonderaus- 
schusses nicht erforderlich. Denn die in den Fällen 
des § 5 bestehende Chance, daß eine dauernde Funk- 
tionsunfähigkeit der Keimdrüsen doch nicht eintritt, 
rechtfertigt es, in diesen Fällen weniger hohe An- 
forderungen zu stellen als in denen des § 4 Abs. 4, 
wo die Entfernung oder dauernde Funktionsunfähig- 
keit der Keimdrüsen beabsichtigt ist. 

In Anlehnung an den Vorschlag des Bundesrates 
empfiehlt der Sonderausschuß, wie in § 4 Abs. 3 
Nr. 2 auch in § 5 Abs. 3 einen Zusatz einzufügen, 
durch den klargestellt wird, daß die Einwilligung 
unwirksam ist, wenn der Einwilligende nicht im 
Sinne des § 4 Abs. 1 aufgeklärt worden ist. 

Zu § 6 

Hinsichtlich der Frage, ob in den Fällen des § 5 
unter den in § 6 Abs. 2 angegebenen Voraussetzun- 
gen an dem Erfordernis der Einschaltung der Gut- 
achterstelle festgehalten werden soll, wird auf die 
allgemeinen Ausführungen zu § 5 verwiesen. 

Mit der vom Sonderausschuß vorgeschlagenen 
Änderung der Eingangsfassung des § 6 soll eine 
bessere Kongruenz zwischen § 6 und § 8 erreicht 
werden. Diese fehlt in den beiden Entwurfsbestim- 
mungen insofern, als in der Strafvorschrift des § 8 
Nr. 1 auf das Fehlen der nach § 6 notwendigen Be- 
stätigung der Gutachterstelle, in § 6 aber primär auf 
das Erfordernis der Untersuchung sowie der Beleh- 
rung und erst danach auf die Bestätigung dieser bei- 
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den Vorgänge abgestellt wird. Nach der Ausschuß- 
fassung wird nun in § 6 nichts mehr vorgeschrieben, 
was nicht auch in § 8 strafrechtlich sanktioniert ist. 

Der Sonderausschuß empfiehlt ferner die Festle- 
gung, daß die Untersuchung und Aufklärung durch 
ein „ärztliches" Mitglied der Gutachterstelle zu er- 
folgen hat. Zwar mag im Einzelfall die Anwendung 
psychologischer Untersuchungsmethoden sachdien- 
lich sein. Aber selbst in einem solchen Fall kann auf 
die Mitwirkung eines Arztes, so z. B. bei der Auf- 
klärung über die Schwere des Eingriffs und die 
Nachwirkungen der Kastration, nicht verzichtet wer- 
den. Soweit zusätzlich eine psychologische Explo- 
ration erforderlich ist, kann davon ausgegangen 
werden, daß die Gutachterstelle sie von sich aus 
veranlaßt. 

Mit der in der Ausschußfassung verwendeten For- 
mulierung „die in diesem Gesetz vorgeschriebene 
Aufklärung des Betroffenen und anderer Personen 
vorgenommen hat" wird einmal berücksichtigt, daß 
in den Fällen des § 4 Abs. 4, wo der Betroffene nicht 
einwilligungsfähig ist, auch eine Aufklärung nicht in 
Betracht kommt. Sodann wird in Anpassung an den 
neuen Wortlaut des § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 3 statt 
des Wortes „Belehrung" der Ausdruck „Aufklärung" 
gewählt. Vor allem sind nach der vom Sonderaus- 
schuß empfohlenen Fassung nicht nur der Betroffene, 
sondern auch die im Gesetz genannten anderen Per- 
sonen, auf deren Einwilligung es ankommt, so der 
Vormund, Pfleger oder gesetzliche Vertreter, durch 
ein ärztliches Mitglied der Gutachterstelle aufzu- 
klären. Diese — ebenfalls vom Bundesrat empfoh- 
lene — Ausdehnung kann zwar dazu führen, daß das 
betreffende Mitglied der Gutachterstelle u. U. eine 
weite Reise unternehmen muß, um diese Personen 
aufzuklären. 

Jedoch werden solche Fälle selten sein und müs- 
sen im Interesse des Betroffenen in Kauf genommen 
werden. Im Sonderausschuß wurde von einem Mit- 
glied der Wunsch geäußert, die Bundesländer mö- 
gen in ihren Vorschriften über das Verfahren der 
Gutachterstellen festlegen, daß bei verheirateten 
„Betroffenen" wegen der Bedeutung des Eingriffs 
bzw. der medikamentösen Behandlung für die ehe- 
lichen Beziehungen auch der Ehegatte vorher gehört 
wird. 

Im Rechtsausschuß des Bundesrates hat sich eine 
nicht unbeträchtliche Minderheit dagegen ausge- 
sprochen, daß hinsichtlich der Einschaltung der Gut- 
achterstelle für die Kastrationsfälle einerseits und 
die Fälle einer anderen Behandlung im Sinne des § 5 
andererseits eine unterschiedliche Regelung getrof- 
fen wird. Dabei ist von ihr darauf hingewiesen wor- 
den, daß beide Methoden für den Betroffenen die 
gleichen Wirkungen haben könnten. Nach Ansicht 
des Sonderausschusses würde eine solche Regelung 
jedoch einen zu starken Einbruch in das Prinzip be- 
deuten, daß ärztliche Behandlungen möglichst keiner 
staatlichen Reglementierung unterworfen werden 
sollten. Auch darf nicht übersehen werden, daß die 
Bindung der Zulässigkeit der medikamentösen Be- 
handlung im Sinne von § 5 an das Bestätigungsver- 
fahren der Gutachterstelle u. U. dazu führen kann, 
daß ein voll einsichtsfähiger Patient aus der Be- 


fürchtung heraus, daß durch eine solches Verfahren 
sein Leiden bekannt werden könnte, nicht bereit ist, 
sich medikamentös behandeln zu lassen. Allerdings 
erachtet der Sonderausschuß die Einschaltung der 
Gutachterstelle in den Fällen für sachgemäß, in 
denen der Betroffene nicht fähig ist, Grund und Be- 
deutung der Behandlung voll einzusehen und seinen 
Willen hiernach zu bestimmen. 

Auf den am Ende des § 6 Abs. 1 E verwendeten 
Klammerhinweis auf § 5 Abs. 3 hat der Sonderaus- 
schuß verzichtet, weil es in § 6 insoweit allein dar- 
auf ankommt, daß der Betroffene das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, nicht aber auf das Fehlen 
der Volljährigkeit, die aus jenem Klammerhinweis 
eventuell gefolgert werden könnte. 

Zu § 7 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 
Entwurf eine Neufassung des § 7 Satz 1 E vorge- 
schlagen, nach der die Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters, Sorgeberechtigten, Vormunds oder Pfle- 
gers zu der Behandlung im Sinne des § 5 stets der 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bedarf. 
Der Sonderausschuß hält eine Erweiterung des Ge- 
nehmigungserfordernisses nicht mehr für erforder- 
lich, nachdem in dem geänderten § 6 die Einschaltung 
der Gutachterstelle über die Entwurfsregelung hin- 
aus auch auf diejenigen Fälle des § 5 ausgedehnt 
worden ist, in denen der Betroffene nicht fähig ist, 
Grund und Bedeutung der Behandlung voll einzu- 
sehen und seinen Willen hiernach zu bestimmen. In 
diesen Fällen besteht kein Bedürfnis, die Zulässig- 
keit der medikamentösen Behandlung im Sinne von 
§ 5 außer von der Einschaltung der Gutachterstelle 
auch noch von der Genehmigung des Vormund- 
schaftsgerichts abhängig zu machen. Das gleiche gilt 
für die Fälle, in denen es sich bei dem Betroffenen 
um einen Minderjährigen handelt. Bei beiden Fall- 
gruppen kann darauf vertraut werden, daß die Amt- 
liche Gutachterstelle, die Interessen des Betroffenen 
genügend berücksichtigt. Es ist schwerlich vorstell- 
bar, daß das Vormundschaftsgericht auf diesem be- 
sonderen Gebiet über zusätzliche Erkenntnismittel 
verfügen wird. Die vom Bundesrat empfohlene Rege- 
lung hätte zudem den Nachteil, daß damit gerechnet 
werden müßte, daß in nicht wenigen Fällen der Be- 
troffene aus Scheu vor einem gerichtlichen Verfahren 
davon Abstand nimmt, sich durch eine medikamen- 
töse Behandlung von den Auswirkungen seines ab- 
normen Geschlechtstriebs befreien zu lassen. Auch 
bei den sonstigen Beteiligten könnte eine solche 
Lösung die Gefahr der Hemmung des medizinischen 
Motivationsprozesses begründen. 

Soweit der Sonderausschuß für § 7 Satz 1 eine 
andere Fassung vorschlägt, als sie im Entwurf ver- 
wendet wird, geschieht dies allein zur Klarstellung. 
Der Entwurfswortlaut könnte dahin mißdeutet wer- 
den, daß sich die Genehmigung des Vormundschafts- 
gerichts auf den ärztlichen Eingriff bzw. die ärzt- 
liche Behandlung im Sinne von § 5 bezieht, während 
in Wirklichkeit die Genehmigung der Einwilligung 
des gesetzlichen Vertreters, Vormunds oder Pflegers 
gemeint ist. 
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Zu § 8 

Die einzige Änderung dieser Vorschrift ist durch 
den Wegfall des § 3 bedingt. 


Zu § 9 

Die Vorschrift entspricht wörtlich der Entwurfs- 
fassung. 


Zu § 9 a 

Da die Erteilung der nach § 7 erforderlichen vor- 
muncjschaftsgerichtlichen Genehmigung dem Richter 
Vorbehalten, nicht also dem Rechtspfleger über- 
tragen werden soll, bedarf es einer entsprechenden 
Bestimmung in § 12 des Rechtspflegergesetzes. Aus 
diesem Grunde empfiehlt der Sonderausschuß die 
Aufnahme des § 9 a in den Entwurf. 


Zu §§ 10 bis 12 

Die Ausschußfassung deckt sich mit dem Entwurfs- 
wortlaut. 


Bonn, den 21. Mai 1969 


Dr. Bardens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf • — Drucksache V/3702 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Mai 1969 


Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 

Dr, h. c. Güde Dr. Bardens 

Vorsitzender Berichterstatter 


7 



Drucksache V/4235 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die freiwillige Kastration und andere Behand- 
lungsmethoden 

— Drucksache V/3702 — 

mit den Beschlüssen des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die freiwillige Kastration 
und andere Behandlungsmethoden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

Kastration im Sinne dieses Gesetzes ist eine ge- 
gen die AuswTirkungen eines abnormen Gesdiledits- 
triebes geriditete Behandlung, durch welche die 
Keimdrüsen absiditlidi entfernt oder dauernd funk- 
tionsunfähig gemacht werden. 

§2 

Freiwillige Kastration zu Heilzwecken 

Die Kastration durch einen Arzt ist nicht als Kör- 
perverletzung strafbar, wenn 

1. der Betroffene einwilligt (§ 4), 

2. die Behandlung nach den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der Heilkunde angezeigt ist, um 
bei dem Betroffenen Krankheiten, seelische 
Störungen oder Leiden, die mit seinem abnor- 
men Geschlechtstrieb Zusammenhängen, zu ver- 
hüten, zu heilen oder zu lindern, 

3. der Betroffene das fünfundzwanzigste Lebens- 
jahr vollendet hat, 

4. für ihn körperlich oder seelisch durch die Ka- 
stration keine Nachteile zu erwarten sind, die 
zu dem mit der Behandlung (angestrebten Er- 
folg außer Verhältnis stehen, und 


Beschlüsse des Sonderausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die freiwillige Kastration 
und andere Behandlungsmethoden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

Kastration im Sinne dieses Gesetzes ist eine ge- 
gen die Auswirkungen eines abnormen Geschlechts- 
triebes gerichtete Behandlung, durch welche die 
Keimdrüsen eines Mannes absichtlich entfernt oder 
dauernd funktionsunfähig gemacht werden. 

§ 2 

Voraussetzungen der Kastration 

( 1 ) Die Kastration durch einen Arzt ist nicht als 
Körperverletzung strafbar, wenn 

1. unverändert 

2. die Behandlung nach den Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaft angezeigt 
ist, um bei dem Betroffenen schwerwie- 
gende Krankheiten, seelische Störungen 
oder Leiden, die mit seinem abnormen Ge- 
schlechtstrieb Zusammenhängen, zu verhü- 
ten, zu heilen oder zu lindern, 

3. unverändert 

4. unverändert 
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5. die Behandlung nach den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der Heilkunde vorgenommen 
wird. 

siehe § 3 


§3 

Freiwillige Kastration als ärztliche Hilfe 
zur Verhütung von rechtswidrigen Taten 

Die Kastration, die ein Arzt bei einem Mann vor- 
nimmt, ist außer in den Fällen des § 2 auch dann 
nicht als Körperverletzung strafbar, wenn 

1. der Betroffene einwilligt (§4), 

2. bei dem Betroffenen ein abnormer Geschlechts- 
trieb gegeben ist, der nach seiner Persönlich- 
keit und bisherigen Lebensführung die Bege- 
hung rechtswidriger Taten im Sinne der 
§§ 175 a, 176, 177, 178, 183, 211, 212, 223 bis 226 
des Strafgesetzbuches erwarten läßt und die 
Kastration nach den Erkenntnissen und Erfah- 
rungen der Heilkunde angezeigt ist, um dieser 
Gefahr zu begegnen und damit dem Betroffe- 
nen bei seiner künftigen Lebensführung zu hel- 
fen, 

3. er das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet 
hat, 

4. für ihn körperlich oder seelisch durch die 
Kastration keine Nachteile zu erwarten sind, 
die zu dem mit der Behandlung angestrebten 
Erfolg außer Verhältnis stehen, und 

5. die Behandlung nach den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der Heilkunde vorgenommen 
wird. 

§4 

Einwilligung 

(1) Die Einwilligung ist unwirksam, wenn der Be- 
troffene nicht vorher über Grund, Bedeutung und 
Nachwirkungen der Kastration sowie über sonstige 
Umstände aufgeklärt worden ist, denen er erkenn- 
bar ©ine Bedeutung für die Binwilligung beimißt. 


Beschlüsse des Sonderausschusses 

5, die Behandlung nach den Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaft vorge- 
nommen wird. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 1, 3 bis 5 ist die Kastration durch einen Arzt 
auch dann nicht als Körperverletzung strafbar, wenn 
bei dem Betroffenen ein abnormer Geschlechtstrieb 
gegeben ist, der nach seiner Persönlichkeit und bis- 
herigen Lebensführung die Begehung rechtswidriger 
Taten im Sinne des § 175 Abs. 1 Nr. 1 sowie der 
§§ 176, 177, 178, 183, 211, 212, 223 bis 226 des Straf- 
gesetzbuches erwarten läßt, und die Kastration nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
angezeigt ist, um dieser Gefahr zu begegnen und 
damit dem Betroffenen bei seiner künftigen Lebens- 
führung zu helfen. 

§ 3 

entfällt hier 

siehe § 2 Abs. 2 


§ 4 

Einwilligung 

(1) Die Einwilligung ist unwirksam, wenn der Be- 
troffene nicht vorher über Grund, Bedeutung und 
Nachwirkungen der Kastration, über andere in Be- 
tracht kommende Behandlungsmöglichkeiten sowie 
über sonstige Umstände aufgeklärt worden ist, de- 
nen er erkennbar eine Bedeutung für die Einwilli- 
gung beimißt. 
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(2) Die Einwilligung des Betroffenen ist nicht des- 
halb unwirksam, weil er zur Zeit der Einwilligung 
auf behördliche Anordnung in einer Anstalt ver- 
wahrt wird. 

(3) Ist der Betroffene nicht fähig, Grund und Be- 
deutung der Kastration voll einzusehen und seinen 
Willen hiernach zu bestimmen, so ist die Behand- 
lung nach den §§ 2 und 3 nur dann zulässig, wenn 

1. der Betroffene mit ihr einverstanden ist, 
nachdem er in einer seiinem Zustand ent- 
sprechenden Weise belehrt worden ist und 
wenigstens verstanden hat, welche unmit- 
telbaren Folgen eine Kastration hat, und 

2. der Betroffene einen Vormund oder Pfle- 
ger erhalten hat, zu dessen Aufgaben- 
bereich die Angelegenheit gehört, und die- 
ser in die Behandlung einwilligt. 


(4) Ist der Betroffene unfähig, die unmittelbaren 
Folgen einer Kastration zu verstehen, so ist die Be- 
handlung nach § 2 unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 3 Nr. 2 zulässig, wenn sie nach den Er- 
kenntnissen und Erfahrungen der Heilkunde ange- 
zeigt ist und vorgenommen wird, um eine lebens- 
bedrohende oder qualvolle Krankheit des Betroffe- 
nen zu verhüten, zu heilen oder zu lindern. 

§5 

Andere Behandlungsarten 

(1) Die §§ 2, 3 und 4 Abs. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend für eine gegen die Auswirkungen eines 
abnormen Geschlechtstriebes gerichtete ärztliche Be- 
handlung, mit der nicht beabsichtigt ist, die Keim- 
drüsen dauernd funktionsunfähig zu machen, die 
aber eine solche Folge haben kann. § 2 Nr. 3 und 
§ 3 Nr. 3 sind nicht anzuwenden. 


(2) Ist der Betroffene unfähig, die unmittelbaren 
Folgen der Behandlung und einer etwaigen Funk- 
tionsunfähigkeit der Keimdrüsen einzusehen, so ist 
die Behandlung im Sinne des Absatzes 1 unter den 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 Nr. 2 zulässig, wenn 
sie nach den Erkenntnissen und Erfahrungen der 
Heilkunde angezeigt ist und vorgenommen wird, um 
eine Krankheit des Betroffenen zu verhüten, zu 
heilen oder zu lindern. 

(3) Ist der Betroffene minderjährig, so ist die 
Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters in je- 
dem Falle erforderlich. § 4 Abs. 3 Nr. 2 ist nicht 
anzuwenden. Steht dem gesetzlichen Vertreter eines 
Minderjährigen nicht gleichzeitig die Sorge für die 
Person des Minderjährigen zu oder ist neben ihm 
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(2) Die Einwilligung des Betroffenen ist nicht des- 
halb unwirksam, weil er zur Zeit der Einwilligung 
auf richterliche Anordnung in einer Anstalt ver- 
wahrt wird. 

(3) Ist der Betroffene nicht fähig, Grund und Be- 
deutung der Kastration voll einzusehen und seinen 
Willen hiernach zu bestimmen, so ist die Kastration 
nur dann zulässig, wenn 

1. der Betroffene mit ihr einverstanden ist, 
nachdem er in einer seinem Zustand ent- 
sprechenden Weise aufgeklärt worden ist 
und wenigstens verstanden hat, welche un- 
mittelbaren Folgen eine Kastration hat, 
und 

2. der Betroffene einen Vormund oder Pfle- 
ger erhalten hat, zu dessen Aufgaben- 
bereich die Angelegenheit gehört, und die- 
ser in die Behandlung einwilligt, nachdem 
er im Sinne von Absatz 1 aufgeklärt wor- 
den ist. 

(4) Ist der Betroffene unfähig, die unmittelbaren 
Folgen einer Kastration zu verstehen, so ist die 
Kastration durch einen Arzt unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 3 Nr. 2 zulässig, wenn sie nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
angezeigt ist und vorgenommen wird, um eine le- 
bensbedrohende Krankheit des Betroffenen zu ver- 
hüten, zu heilen oder zu lindern. § 2 Abs. 1 Nr. 3 ist 
nicht anzuwenden. 

§ 5 

Andere Behandlungsmethoden 

(1) Die §§ 2 und 4 Abs. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend für eine gegen die Auswirkungen eines 
abnormen Geschlechtstriebes gerichtete ärztliche Be- 
handlung eines Mannes oder einer Frau, mit der 
nicht beabsichtigt ist, die Keimdrüsen dauernd funk- 
tionsunfähig zu machen, die aber eine solche Folge 
haben kann. Die Behandlung ist auch zulässig, wenn 
der Betroffene noch nicht fünfundzwanzig Jahre alt 
ist. 

(2) Ist der Betroffene unfähig, die unmittelbaren 
Folgen der Behandlung und einer etwaigen Funk- 
tionsunfähigkeit der Keimdrüsen einzusehen, so ist 
die Behandlung im Sinne des Absatzes 1 unter den 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 Nr. 2 zulässig, wenn 
sie nach den Erkenntnissen der medizinischen Wis- 
senschaft angezeigt ist und vorgenommen wird, um 
eine schwerwiegende Krankheit des Betroffenen zu 
verhüten, zu heilen oder zu lindern. 

(3) Ist der Betroffene minderjährig, so ist die 
Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters in je- 
dem Falle erforderlich. § 4 Abs. 3 Nr. 2 ist nicht 
anzuwenden. Steht dem gesetzlichen Vertreter eines 
Minderjährigen nicht gleichzeitig die Sorge für die 
Person des Minderjährigen zu oder ist neben ihm 


10 



Drucksadle V/4235 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

noch ein anderer sorgeberechtigt, so ist auch die 
Einwilligung des Sorgeberechtigten erforderlich. 


§6 

Gutachterstelle 

(1) Die Kastration darf erst vorgenommen wer- 
den, nachdem ein Mitglied der Gutachterstelle den 
Betroffenen untersucht sowie nach § 4 belehrt hat 
und die Gutachterstelle bestätigt hat, daß die Unter- 
suchung und die Belehrung stattgeiunden haben 
und die in den §§ 2 bis 4 bezeichneten Vorausset- 
zungen vorliegen. Dasselbe gilt für die Behandlung 
nach § 5, soweit der Betroffene unfähig ist, die un- 
mittelbaren Folgen der Behandlung und einer et- 
waigen Funktionsunfähigkeit der Keimdrüsen ein- 
zusehen (§ 5 Abs. 2), oder das einundzwanzigste 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat (§5 Abs. 3). 


(2) Einrichtung und Verfahren der Gutachterstel- 
len bestimmen sich nach dem Landesrecht. 

§7 

Genehmigung des Vormundschaftsgerichts 

ln den Fällen des § 4 Abs. 3 und 4 sowie des 
§ 5 Abs. 2 ist die Genehmigung des Vormundschafts- 
gerichts erforderlich. Das Vormundschaftsgericht hat 
den Betroffenen persönlich zu hören. Die Verfügung, 
durch die es die Genehmigung erteilt, wird erst mit 
der Rechtskraft wirksam. 

§8 

Strafvorschrift 

Wer als Arzt unter den Voraussetzungen der §§ 2 
bis 4 einen anderen kastriert oder im Sinne des § 5 
behandelt, ohne daß 

1. die Gutachterstelle die nach § 6 notwendige 
Bestätigung oder 

2. das Vormundschaftsgericht die nach § 7 erfor- 
derliche Genehmigung 

erteilt hat, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft. 


Beschlüsse des Sonderausschusses 

noch ein anderer sorgeberechtigt, so ist auch die 
Einwilligung des Sorgeberechtigten erforderlich. Die 

Einwilligung ist unwirksam, wenn der Einwilligende 
nicht im Sinne von § 4 Abs. 1 aufgeklärt worden ist. 

§ 6 

Gutachterstelle 

(1) Die Kastration darf erst vorgenommen wer- 
den, nachdem eine Gutachterstelle bestätigt hat, daß 

1. ein ärztliches Mitglied der Gutachterstelle 
den Betroffenen untersucht sowie die in 

diesem Gesetz vorgeschriebene Aufklä- 
rung des Betroffenen und anderer Perso- 
nen vorgenommen hat und 

2. die Voraussetzungen der §§ 2 und 4 vor- 
liegen. 

(2) Absatz 1 ist bei einer Behandlung nach § 5 
entsprechend anzuwenden, wenn der Betroffene 
nicht fähig ist, Grund und Bedeutung der Behandlung 
voll einzusehen und seinen Willen hiernach zu 
bestimmen, oder das einundzwanzigste Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. 

(3) Einrichtung und Verfahren der Gutachter- 
stelle bestimmen sich nach dem Landesrecht. 

§ 7 

Genehmigung des Vormundschaftsgerichts 

In den Fällen des § 4 Abs. 3, 4 sowie des § 5 
Abs. 2 bedarf die Einwilligung der Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts. Das Vormundschaftsge- 
richt hat den Betroffenen persönlich zu hören. Die 
Verfügung, durch die es die Genehmigung erteilt, 
wird erst mit der Rechtskraft wirksam. 


§ 8 

Strafvorschrift 

Wer als Arzt unter den Voraussetzungen der §§ 2 
und 4 einen anderen kastriert oder im Sinne des § 5 
behandelt, ohne daß 

1. unverändert 

2. unverändert 

erteilt hat, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahi 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
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§9 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 228 des Strafgesetzbuches erhält folgende Fas- 
sung; 

,r§ 228 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so ist in 
den Fällen des § 223 Abs. 2 und der §§ 223 a, 
223 b Abs. 1 auf Gefängnis bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe, in den Fällen der §§ 224, 227 Abs. 2 
auf Gefängnis nicht unter einem Monat, im Falle 
des § 225 auf Gefängnis nicht unter sechs Monaten 
und im Falle des § 226 auf Gefängnis nicht unter 
drei Monaten zu erkennen." 


§ 10 

Aufhebung von Vorschriften 

§ 14 Abs. 2 des Gesetzes zur Verhütung erbkran- 
ken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 in der Fassung 
des Gesetzes vom 26. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 773) wird aufgehoben. § 14 Abs. 1 desselben Ge- 
setzes sowie die Artikel 3 und 4 der Vierten Verord- 
nung zur Ausführung des Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses vom 18. Juli 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1035) sind auf die Entfernung der 
Keimdrüsen nicht anzuwenden. 

§ 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
§ 9 

unverändert 


§ 9a 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 8. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 18), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Aktiengesetz vom 6. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1185), wird wie 
folgt geändert: 

In § 12 wird hinter der Nummer 10 a folgende Num- 
mer 10 b eingefügt: 

„10 b. die Vormundschafts gerichtliche Genehmigung 
nach § 7 des Gesetzes über die freiwillige 
Kastration und andere Behandlungsmethoden 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS... .);" 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 
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